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I wen mini Pfund täte ou chlei schwümme! »

AbisZ ruft über die Grenze

i
Es ist oft schwer, eine Satire
ungeschrieben zu lassen. Manchmal ist
es sogar allzu schwer. Da muß
man einfach, auch auf die Gefahr
hin, in seine Schranken - d. h. in
seine Landesgrenzen - gewiesen 1

zu werden. Auf gut Glück oder
schlecht Pech überschreiten wir also

ausnahmsweise wieder einmal
die Rheingrenze nach Norden.
Drücken Sie uns die Daumen!

Bonn, 30. 6. Während die deutsche
Bischofskonferenz die Vatikan-
Entscheidung über die Bistumsre- \

gelung im Oder-Neiße-Gebiet «re- \

spektiert», hat Oppositionsführer
Rainer Candidus Barzel mit 24-
stündiger Verspätung «Bedauern»
angemeldet. «Scharfen Protest»
erhoben die Vertriebenenverbände

Man weiß: Die Bundesregierung
hat sich im Warschauer Vertrag
mit der tatsächlichen Grenze
gegen Polen abgefunden. Die
Vernünftigen in aller Welt atmeten

erleichtert auf und mochten
Bundeskanzler Brandt den Friedens-
Nobelpreis von Herzen gönnen,
den er für die Aussöhnung mit
dem Osten verliehen bekam. Nur
Herr Barzel und die Seinen

Der Papst habe «die Bundestagsre-
rolution mißachtet», die festhält,
daß die Regelung im Osten noch
kein endgültiger Friedensvertrag
sei. Herr Barzel will zwar «die
seelsorgerischen Bedürfnisse nicht
gering achten», die den Vatikan
veranlaßten, nach mehr als einem
Vierteljahrhundert des geistlichen
Provisoriums mit all seinen Nachteilen

für die Katholiken, endlich
die sechs polnischen Diözesen voll
zu anerkennen. Herr Barzel aber
kann nicht umhin, zu «bedauern»,
daß der Vatikan «mit diesem
Schritt politische Mißverständnisse
erzeugt habe». - Mißverständnisse?

Was ist da überhaupt mißzu-
verstehen? Die politische Tatsache
des verlorenen Kriegs?

Nun, die Schwierigkeiten des
Herrn Barzel, sich einerseits mit
dem Vatikan, anderseits mit seinen
Supportern im Lager der
Berufsvertriebenen auseinanderzusetzen,
dürften größer sein als die
Schwierigkeiten des Vatikans, mit Herrn
Barzels «Bedauern» fertig zu werden.

Besonders, da es der
Oppositionsführer und (formell noch
Vorsitzende) Kanzlerkandidat peinlich

vermeidet, gegen den Papst zu
polemisieren, der letztlich den
Entscheid zugunsten der polnischen
Christen fällte. Herr Barzel hat
einen verblüffenden Ausweg aus
seinem Dilemma als Partei-Christ
und als Kirchen-Christ gefunden:

Schuld am Entscheid des Vatikans
ist nicht Papst Paul VI., sondern
«die gegenwärtige Bundesregierung»

Brandt/Scheel. Diese habe
«den deutschen Standpunkt in der
Frage der Bistumsgliederung nicht
scharf genug vertreten». Aha, so
ist das also. Da schließt diese so¬

zial-liberale Koalition zuerst lan-
desverräterische Ostverzichts-
Verträge ab, und dann verabsäumt sie

erst noch, dem Heiligen Vater mit
ernsthaften Ermahnungen zu
befehlen, sich ja nicht auf die

deutsch-polnischen
_

Vertragsbedingungen

zu berufen und
Konsequenzen daraus zu ziehen. Womit
die Bundesregierung hätte Nachdruck

hinter diese Forderung
setzen müssen, ist schwer zu sagen,
hätte doch sogar der diplomierte
Politchrist Rainer Candidus Barzel

in der Schlußphase der
Konfrontation zu. den Ostverträgen
gerne ja gesagt, wenn sein
Vorgesetzter, Franz Josef Strauß, ihm
die Erlaubnis dazu erteilt hätte.
Nun ist Herr B. nachträglich froh,
daß man ihn nicht ja sagen ließ,
sondern ihn zur Stimmenthaltung
in der entscheidenden Frage seines

Staates zwang. Er hätte die
charaktervolle Reihe vom: «So

nicht!» übers: «Aber vielleicht so
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